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Version 2 vom 14.11.2001

PrüfungsordnungPRIVATE 

für den Diplomstudiengang Chemie der Universität Rostock

vom  ...........................2000
Aufgrund von § 2 Abs. 1 und § 16 Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Mecklenburg-Vorpommern (Landeshochschulgesetz - LHG) vom 09.02.1994 (GVOBl. M-V S.293) hat der Akademische Senat der Universität Rostock folgende Prüfungsordnung für den  Diplomstudiengang Chemie als Satzung erlassen.
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I. Allgemeine Vorschriften
§ 1
Zweck der Prüfungen
(1) In der Diplomvorprüfung soll die Kandidatin/der Kandidat* nachweisen, daß sie/er die inhaltlichen Grundlagen ihres/seines Fachs, ein methodisches Instrumentarium und eine systematische Orientierung erworben hat, um das Chemiestudium mit Erfolg fortzusetzen.

(2) In der  Abschlußprüfung des Basisstudiums soll die Kandidatin/der Kandidat nachweisen, daß sie/er die Zusammenhänge ihres/seines Fachs überblickt und die Fähigkeit besitzt, wissenschaftliche Methoden und Erkenntnisse anzuwenden.

(3)
Die Abschlußprüfung des Basisstudiums, ergänzt durch eine Belegarbeit (Bachelorarbeit**), bildet für diejenigen Studierenden, die das Diplomstudium in der vorgegebenen Form nicht fortsetzen wollen, einen ersten berufsqualifizierenden Abschluß. Die Kandidatin/der Kandidat soll nachweisen, daß sie/er die für den Übergang in die Berufspraxis oder in einen Masterstudiengang notwendigen Fachkenntnisse und Fähigkeiten erworben hat.

(4)
Die Diplomprüfung bildet den berufsqualifizierenden Abschluß im Diplomstudiengang Chemie; sie setzt die bestandene Abschlußprüfung zum Basisstudium voraus. Durch die Diplomprüfung soll festgestellt werden, ob die Kandidatin/der Kandidat die Zusammenhänge ihres/seines Fachs überblickt, die Fähigkeit besitzt, wissenschaftliche Methoden und Erkenntnisse anzuwenden, sich spezifische Kenntnisse in mehreren, einem Schwerpunkt zugeordneten Fachgebieten angeeignet hat und die für den Übergang in die Berufspraxis notwendigen gründlichen Fachkenntnisse erworben hat. 

*   Anmerkung: Aus Gründen der sprachlichen Vereinfachung wurden die Formen für beide Geschlechter lediglich in  den §§ 1, 2 und 30 dieser Prüfungsordnung aufgeführt; entsprechend soll der ganze Text verstanden werden. 

** Anmerkung: Im folgenden Text der Prüfungsordnung wird der Begriff Bachelorarbeit für diese Belegarbeit verwendet.

§ 2

Akademische Grade
(1)
Aufgrund der bestandenen Diplomprüfung wird der akademische Grad „Diplom-Chemikerin“ beziehungsweise „Diplom-Chemiker“ (jeweils abgekürzt: „Dipl.-Chem.“) verliehen.

(2)
Der akademische Grad „Diplom-Chemikerin“ beziehungsweise „Diplom-Chemiker“ ist dem akademischen Grad  „Master of Science“ (abgekürzt „M.Sc.“) äquivalent (§ 32). 

(3) Falls das abgeschlossene Basisstudium entweder zum direkten Eintritt in eine berufliche Tätigkeit oder zum Wechsel in einen in- oder ausländischen Masterstudiengang benutzt werden soll, wird nach bestandener Abschlußprüfung des Basisstudiums und Annahme einer zusätzlichen Bachelorarbeit (§ 22 und § 23) der akademische Grad „Bachelor of Science“ (abgekürzt „B.Sc.“) verliehen.

§ 3
Regelstudienzeit, Dauer und Gliederung des Studiums
(1) 
Die Regelstudienzeit des Diplomstudiengangs Chemie beträgt zehn Semester.

(2)
Der Diplomstudiengang Chemie gliedert sich in ein sechssemestriges Basisstudium, das ein Grundstudium von vier Semestern einschließt, und in ein viersemestriges Schwerpunktstudium, das zum Diplom führt.

(3)
Das Gesamtlehrangebot erstreckt sich über neun Semester. Der Höchstumfang an Pflicht- und Wahlpflichtlehrveranstaltungen darf 240 Semesterwochenstunden (180 Semesterwochen-stunden für das Basisstudium und 60 Semesterwochenstunden für das Schwerpunktstudium) nicht überschreiten. Davon entfallen etwa 45 % (Basisstudium) beziehungsweise 40 % (Schwerpunktstudium) auf Praktika. 

§ 4

Aufbau der Prüfungen, Prüfungs- und  Meldefristen
(1)
Die Diplomvorprüfung ist bis zum Ende des Grundstudiums abzulegen. Sie besteht aus Fachprüfungen und wird in zwei Abschnitten am Ende des zweiten und vierten Semesters durchgeführt (§ 17 Abs. 1). Die Zulassungsvoraussetzungen zu den Fachprüfungen gemäß § 18 Abs. 1 sollten bis zum Ende der Lehrveranstaltungen des entsprechenden Semesters erbracht worden sein.

(2)
Die Abschlußprüfung des Basisstudiums besteht aus den Fachprüfungen der Diplomvorprüfung gemäß Absatz 1 und weiteren Fachprüfungen, die in einem Abschnitt am Ende des sechsten Semesters durchgeführt werden (§ 20 Abs. 1). Die Zulassungsvoraus-setzungen zu den Fachprüfungen dieses Abschnitts gemäß § 21 Abs. 1 sollten bis zum Ende der Lehrveranstaltungen des sechsten Semesters erbracht worden sein.

(3)
Die für den optionalen Bachelorabschluß (§ 20 Abs. 2) in Ergänzung zur Abschlußprüfung des Basisstudiums erforderliche Bachelorarbeit ist bis zum Ende des sechsten Semesters einzureichen. Die Zulassungsvoraussetzungen zur Bachelorarbeit gemäß § 21 Abs. 2 sollten bis zum Ende der Lehrveranstaltungen des fünften Semesters erbracht worden sein.

(4)
Die  Diplomprüfung  ist bis  zum  Ende  des  zehnten  Semesters  abzulegen. Sie besteht aus Fachprüfungen und der Diplomarbeit einschließlich ihrer Verteidigung (§ 28 und § 29). Die Fachprüfungen der Diplomprüfung werden in zwei Abschnitten am Ende des achten Semesters vor der Diplomarbeit und am Ende des zehnten Semesters nach der Diplomarbeit durchgeführt (§ 26 Abs. 1, 2, 5 und 6). Die Zulassungsvoraussetzungen zu den Fachprüfungen des ersten Abschnitts gemäß § 27 Abs. 1 sollten bis zum Ende der  Lehrveranstaltungen des achten Semesters erbracht worden sein. Die Zulassungsvoraussetzungen zur Diplomarbeit gemäß § 27 Abs. 2 sollten bis zum Ende des achten Semesters erbracht worden sein. Die Zulassungsvoraussetzungen  zur Fachprüfung des zweiten Abschnitts sind bis zum Ende der Lehrveranstaltungen des neunten Semesters (§ 27 Abs. 1) und durch die Verteidigung der Diplomarbeit im zehnten Semester (§ 27 Abs. 3) zu erbringen.

(5)
Die Prüfungszeiträume, die in der  Regel nicht länger als zwei  Wochen sein  dürfen, werden jeweils vom Prüfungsausschuß festgelegt. Termine sowie bestellte Prüfer und Beisitzer sind jeweils acht Wochen vor Beginn des betreffenden Prüfungsabschnitts durch ortsüblichen Aushang bekanntzumachen.

(6)
Eine schriftliche Meldung des Studenten zu den Prüfungen des jeweiligen Abschnitts hat spätestens sechs Wochen vor den festgesetzten Prüfungsterminen beim Prüfungsausschuß zu erfolgen. 

(7)
Überschreitet der  Kandidat  aus von  ihm zu vertretenden  Gründen die gemäß  Absatz 6 in Verbindung mit Absatz 1 Satz 2 für die Fachprüfungen der Diplomvorprüfung geltende Meldefrist um ein Semester oder die gemäß Absatz 6 in Verbindung mit Absatz 2 Satz 1 für die Fachprüfungen des dritten Prüfungsabschnitts der Abschlußprüfung des Basisstudiums sowie in Verbindung mit Absatz 4 Satz 3 für die Fachprüfungen der Diplomprüfung geltende Frist um zwei Semester, oder legt er eine Prüfung, zu der er sich gemeldet hat, aus von ihm zu vertretenden Gründen nicht ab, so gilt diese Prüfung hinsichtlich der nicht erbrachten Prüfungsleistungen als abgelegt und nicht bestanden. Beim Vorliegen von Gründen, die nicht von dem Studenten zu vertreten sind, bleibt der Prüfungsanspruch erhalten. § 8 Abs. 2 gilt entsprechend. 

(8)
 Prüfungen können vor Ablauf der in dieser Prüfungsordnung festgelegten Fristen abgelegt werden, wenn die für die Zulassung zur Prüfung erforderlichen Leistungsnachweise vorgelegt werden. 

(9)
Durch die Studienordnung und den Studienplan wird sichergestellt, daß die Prüfungs-vorleistungen rechtzeitig erbracht und die Fachprüfungen zu den festgesetzten Zeiträumen abgelegt werden können.  

§ 5

Prüfungsausschuß
(1)
Für die Wahrnehmung der durch diese Ordnung zugewiesenen Aufgaben wird ein Prüfungsausschuß eingesetzt. Der Prüfungsausschuß besteht aus acht Mitgliedern. Die Amtszeit der Mitglieder beträgt drei Jahre, die des studentischen Mitglieds ein Jahr. Eine Wiederbestellung ist möglich. 

(2)
Dem Prüfungsausschuß gehören neben dem Vorsitzenden fünf Professoren, ein promo-vierter Wissenschaftler als Vertreter des sonstigen wissenschaftlichen Personals sowie ein Vertreter der Studentenschaft an. Der studentische Vertreter wird durch den Fachschaftsrat, die anderen Mitglieder werden durch den Fachbereichsrat bestellt. Der Fachbereichsrat bestimmt den Vorsitzenden (in der Regel der stellvertretende Fachbereichssprecher) und dessen Stellvertreter, die der Statusgruppe der Professoren angehören müssen. 

(3)
Der Prüfungsausschuß ist verantwortlich für die Einhaltung der Bestimmungen dieser Prüfungsordnung, organisiert die Prüfungsverfahren, wertet die Ergebnisse aus, berichtet dem Fachbereichsrat über die Entwicklung von Prüfungs- und Studienzeiten und erarbeitet Empfeh-lungen zur Änderung der Prüfungs- und Studienordnung. Er legt die Verteilung der Fach- und Gesamtnoten offen.

(4)
Der Prüfungsausschuß ist beschlußfähig, wenn alle Mitglieder drei Werktage zuvor vom Vorsitzenden geladen wurden und die Mehrheit anwesend ist. Er beschließt mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen in Sitzungen. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden oder in dessen Abwesenheit die Stimme des Stellvertreters den Ausschlag. Unaufschiebbare Entscheidungen kann der Vorsitzende allein treffen. Hiervon hat er dem Prüfungsausschuß unverzüglich Kenntnis zu geben.

(5)
Bescheide in Prüfungsangelegenheiten durch den Prüfungsausschuß, die jemanden in seinen Rechten beeinträchtigen können, bedürfen der Schriftform und sind zu begründen. Die Bescheide sind mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen (§ 8 Abs. 6, § 13 Abs 2). Dem Kandidaten ist Gelegenheit zur Anhörung zu geben.

(6)  
Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, allen Prüfungen beizuwohnen. Sie unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch den Vorsitzenden zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 

(7) 
Von der Beratung und Beschlußfassung ist wegen persönlicher Beteiligung ausgeschlossen, wer zu dem Kandidaten in einer engen persönlichen Beziehung steht oder nahe wirtschaftliche Beziehungen unterhält.

§ 6

Prüfer und Beisitzer
(1)
Die Prüfer, Beisitzer und Betreuer der Diplomarbeit und gegebenenfalls der Bachelorarbeit werden vom Prüfungsausschuß bestellt.* Er kann die Bestellung dem Vorsitzenden übertragen. Bezüglich der Prüfer bei mündlichen Prüfungen und des Betreuers der   Diplomarbeit und gegebenenfalls der Bachelorarbeit hat der Kandidat ein Vorschlagsrecht, jedoch keinen Rechtsanspruch. Zum Prüfer können alle Hochschullehrer des jeweiligen Prüfungsfachs bestellt werden. Weitere Prüfer können bestellt werden, wenn sie nach § 14 Abs. 4 Landeshochschulgesetz zur Abnahme von Prüfungen befugt sind. Die Beisitzer müssen die Diplom- oder eine vergleichbare Prüfung bestanden haben.

(2)
Die Bestellung der Prüfer wird dem Prüfungsteilnehmer gemäß § 4 Abs. 5 durch ortsüblichen Aushang bekanntgegeben. Ein kurzfristiger Wechsel des Prüfers ist zulässig, wenn er sachlich begründet ist.

(3) 
Die Prüfer und Beisitzer sind zur Verschwiegenheit verpflichtet.

(4)
Von einer Prüfungstätigkeit ist wegen persönlicher Beteiligung ausgeschlossen, wer zu dem zu prüfenden Kandidaten in einer engen persönlichen Beziehung steht oder nahe wirtschaftliche Beziehungen unterhält.

*Anmerkung: Für die Fachprüfung Physik der Diplomvorprüfung (§ 17 Abs. 1) beziehungsweise Abschlußprüfung des Basisstudiums bestellt der Prüfungsausschuß des Fachbereichs Physik Prüfer und Beisitzer.

§ 7

Anerkennung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen

(1)
Studienzeiten, die in der Bundesrepublik Deutschland an anderen wissenschaftlichen Hochschulen in einem Studiengang geleistet wurden, der der gleichen Rahmenordnung für den Diplomstudiengang Chemie oder der Rahmenordnung für den Modellstudiengang Chemie (Bachelor/Master)* unterliegt, und dabei erbrachte Studienleistungen werden anerkannt. 

(2)
Studienzeiten in anderen Studiengängen an wissenschaftlichen Hochschulen der Bundesrepublik Deutschland sowie dabei erbrachte Studienleistungen werden anerkannt, soweit ein fachlich gleichwertiges Studium nachgewiesen wird.

(3)
Für die Gleichwertigkeit von Studienzeiten und Studienleistungen an ausländischen Hochschulen sind die von der Kultusministerkonferenz und der Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen maßgebend. Soweit Äquivalenzvereinbarungen nicht vorliegen, entscheidet der Prüfungsausschuß. Bei Zweifeln an der Gleichwertigkeit soll die Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen gehört werden. 

(4)
Die Modularisierung des Studiengangs in Verbindung mit dem European Credit Point Transfer System (ECTS), die in der Studienordnung und im Studienplan festgelegt ist, dient der Anerkennung von Studienzeiten in anderen Studiengängen gemäß der Absätze 2 und 3 und der dabei erbrachten Studienleistungen.

(5)
Die Diplomvorprüfung und die Abschlußprüfung des Basisstudiums beziehungsweise ihre Fachprüfungen  und andere gleichwertige Prüfungsleistungen, die der Kandidat in der Bundesrepublik Deutschland an anderen wissenschaftlichen Hochschulen  in einem Studiengang bestanden hat, der der gleichen Rahmenordnung für den Diplomstudiengang Chemie unterliegt, werden anerkannt. Eine Bachelorprüfung beziehungsweise ihre Fachprüfungen und andere gleichwertige Prüfungsleistungen, die der Kandidat in der Bundesrepublik Deutschland an anderen wissenschaftlichen Hochschulen in einem Studiengang bestanden hat, der der  Rahmenordnung für den Modellstudiengang Chemie (Bachelor/Master) unterliegt, werden anerkannt. Prüfungen beziehungsweise ihre Fachprüfungen und einzelne Prüfungsleistungen in anderen Studiengängen gemäß der Absätze 2 und 3 werden anerkannt, soweit die Gleichwertigkeit nachgewiesen wird. Die Anerkennung kann von Bedingungen abhängig gemacht werden, wenn zu einzelnen Prüfungsfächern keine volle Gleichwertigkeit nachgewiesen ist.

*  Anmerkung: Dieses setzt voraus, daß eine bestätigte Rahmenordnung vorliegt.

(6)
In staatlich anerkannten Fernstudien erworbene Leistungsnachweise werden, soweit sie gleichwertig sind, als Studien- oder Prüfungsleistungen sowie auf die Studienzeit anerkannt. Studienzeiten an Fachhochschulen und dabei erbrachte Studien- und Prüfungsleistungen werden angerechnet, soweit sie den Forderungen des weiteren Studiums entsprechen. Bei der Feststellung der Gleichwertigkeit sind gemeinsame Beschlüsse der Kultusministerkonferenz und der Hochschulrektorenkonferenz zu beachten.

(7)
Im Zeugnis werden die Noten angerechneter Prüfungen aufgeführt und bei der Gesamtnotenbildung berücksichtigt, wenn sie entsprechend § 10 gebildet wurden. Die übernommenen Noten werden gekennzeichnet, und die Tatsache der Übernahme im Zeugnis wird vermerkt. Entspricht das Notensystem der angerechneten Prüfung § 10 nicht, wird in das Zeugnis nur ein Anerkennungsvermerk und beim Gesamturteil der Vermerk „mit Erfolg abgelegt“ aufgenommen. Eine Notenwiedergabe in angerechneten Fächern, eine Notenumrechnung sowie eine Gesamtnotenbildung gemäß § 10 Abs. 4, 5 und 7 erfolgen nicht. In diesem Fall wird dem Zeugnis ein Auszug aus dieser Prüfungsordnung (§ 7) beigegeben.

(8)
Die Entscheidungen nach den Absätzen 1 bis 3 sowie 5 bis 7 trifft der Prüfungsausschuß, jedoch nur auf Antrag in den Fällen gemäß der Absätze 2 und 3, des Absatzes 5 Satz 3 sowie des Absatzes 6. Der Antrag ist unter Beifügung der entsprechenden Unterlagen an den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu richten.

§ 8

Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß,

Prüfungsunfähigkeit und Mängel des Prüfungsverfahrens

(1)
Erscheint der Kandidat ohne triftige Gründe zu einem Prüfungstermin nicht, nachdem er zur Prüfung zugelassen wurde, oder tritt er nach Beginn der Prüfung ohne triftige Gründe von der Prüfung zurück, gilt die Prüfungsleistung als  „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet.

(2)
Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem Prüfungsausschuß unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei anerkanntem Rücktritt oder Versäumnis bestimmt der Prüfungsausschuß einen neuen Prüfungstermin, dieser ist in der Regel der nächstmögliche Prüfungstermin, sofern die anerkannten Gründe dem nicht entgegenstehen. Die bereits abgelegten Prüfungsleistungen werden bei anerkanntem Rücktritt oder Versäumnis angerechnet.

(3)
Eine vor oder während der Prüfung eingetretene Prüfungsunfähigkeit muß unverzüglich beim Prüfer beziehungsweise Prüfungsausschußvorsitzenden geltend gemacht werden. In Fällen krankheitsbedingter Prüfungsunfähigkeit hat der Vorsitzende des Prüfungsausschusses die Vorlage eines ärztlichen Attests zu verlangen.

(4)
Versucht der Kandidat, das Ergebnis seiner Prüfungsleistung durch Täuschung oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, gilt die betreffende Prüfungsleistung als „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet.

(5)
Stört der Kandidat den ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung, kann er von dem jeweiligen Prüfer von der Fortsetzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen werden; in diesem Falle gilt die betreffende Prüfungsleistung als „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet.

(6)
Der Prüfungsausschuß entscheidet, ob ein Kandidat, der nach Absatz 4 oder Absatz 5 ausgeschlossen wurde, an weiteren Prüfungen teilnehmen darf. Ein Ausschluß vom Erbringen weiterer Prüfungsleistungen ist dem Kandidaten unverzüglich schriftlich mitzuteilen und zu begründen. Der Bescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Dem Kandidaten ist Gelegenheit zur Anhörung zu geben.

(7)
Erweist sich, daß das Prüfungsverfahren mit Mängeln behaftet war, die das Prüfungsergebnis beeinflußt haben, ist auf Antrag eines Kandidaten oder von Amts wegen anzuordnen, daß von einem bestimmten oder auch von allen Kandidaten die Prüfung oder einzelne Teile derselben wiederholt werden. Voraussetzung ist, daß die Mängel unverzüglich beim Prüfer oder beim Vorsitzenden des Prüfungsausschusses geltend gemacht werden. 

§ 9

Mündliche Prüfungen
(1)
In den mündlichen Prüfungen soll der Kandidat nachweisen, daß er die Zusammenhänge des Prüfungsgebiets erkennt und spezielle Fragestellungen in diese Zusammenhänge einzuordnen vermag. Durch die mündlichen Prüfungen soll ferner festgestellt werden, ob der Kandidat über ein breites Grundlagenwissen verfügt.

(2)
Mündliche Prüfungen erfolgen grundsätzlich als Einzelprüfungen entweder in Form von Kollegialprüfungen oder in Gegenwart eines bestellten sachkundigen Beisitzers. Kollegialprüfungen werden je nach Anzahl der für das Prüfungsfach in der Studienordnung ausgewiesenen Teilgebiete von mindestens zwei Prüfern abgenommen.  

(3)
Die wesentlichen Gegenstände und das Ergebnis der Prüfung sind in einem Protokoll festzuhalten, das von den Mitgliedern der Prüfungskommission zu unterschreiben ist.

(4)
Nach Beratung ist das Ergebnis dem Kandidaten im unmittelbaren Anschluß an die mündliche Prüfung bekanntzugeben.

(5)
Studenten, die sich in einem späteren Prüfungstermin einer gleichen Prüfung unterziehen wollen, können mit Zustimmung des Kandidaten als Zuhörer zugelassen werden, wenn die räumlichen Bedingungen es gestatten. Die Zulassung erstreckt sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an den Kandidaten.

§ 10

Bewertung der Prüfungsleistungen, Notenbildung und Bestehen der Prüfungen
(1)
Die  Noten  für die einzelnen  Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen Prüfern festgesetzt. Für die Bewertung der Prüfungsleistungen werden folgende Noten und Prädikate verwendet:


1 = sehr gut 

- 
für hervorragende Leistungen;


2 = gut


-
für Leistungen, die erheblich über den durchschnittlichen Anforderungen liegen;


3 = befriedigend
- 
für Leistungen, die den durchschnittlichen Anforderungen ent-sprechen;


4 = ausreichend
-
für Leistungen, die trotz ihrer Mängel noch den Anforderungen  genügen;


5 = nicht ausreichend
-
für Leistungen, die wegen erheblicher Mängel den Anforderun-gen nicht mehr genügen.

Zur differenzierten Bewertung der einzelnen Prüfungsleistungen können die Notenziffern um den Wert 0,3 erniedrigt beziehungsweise erhöht werden, wobei die Noten 0,7; 4,3; 4,7 und 5,3 ausgeschlossen sind. 

(2)
Besteht eine Fachprüfung aus mehreren Prüfungsleistungen, errechnet sich die Fachnote aus dem Durchschnitt der Noten der einzelnen Prüfungsleistungen. Dabei wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma berücksichtigt, alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. Das Prädikat lautet bei einem Durchschnitt:


bis einschließlich 1,5



=
sehr gut;

von 1,6 bis einschließlich 2,5

=
gut;


von 2,6 bis einschließlich 3,5

=
befriedigend;


von 3,6 bis einschließlich 4,0

=
ausreichend;

ab 4,1





=
nicht ausreichend.

(3)
Eine Fachprüfung ist bestanden, wenn die Noten der einzelnen Prüfungsleistungen mindestens „ausreichend“ (bis einschließlich 4,0) sind beziehungsweise die aus einer Prüfungs-leistung bestehende Fachprüfung mindestens mit „ausreichend“ (bis einschließlich 4,0) bewertet wurde. Der Ausgleich einer mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewerteten Prüfungsleistung durch eine besser bewertete Prüfungsleistung innerhalb einer Fachprüfung ist nicht möglich. 

(4)  Die Diplomvorprüfung ist bestanden, wenn die  Noten der Fachprüfungen mindestens „ausreichend“ (bis einschließlich 4,0) sind. Die Gesamtnote errechnet sich aus dem Durchschnitt der Noten der Fachprüfungen (§ 17 Abs. 1). Für die Bildung der Gesamtnote gilt Absatz 2 entsprechend.

(5) Die Abschlußprüfung des Basisstudiums ist bestanden, wenn die Noten der Fachprüfungen mindestens „ausreichend“ (bis einschließlich 4,0) sind. Die Gesamtnote errechnet sich aus dem Durchschnitt der Noten der Fachprüfungen (§ 20 Abs. 1). Für die Bildung der Gesamtnote gilt Absatz 2 entsprechend.

(6)
Der optionale Bachelorabschluß ist erreicht, wenn, ergänzend zu den bestandenen  Fachprüfungen der Abschlußprüfung des Basisstudiums gemäß Absatz 5, die Note der von zwei Gutachtern bewerteten Bachelorarbeit mindestens „ausreichend“ (bis einschließlich 4,0) ist (§ 23 Abs. 4). 

(7)
Die Diplomprüfung ist bestanden, wenn die Noten der Fachprüfungen und der von zwei Gutachtern bewerteten Diplomarbeit jeweils mindestens „ausreichend“ (bis einschließlich 4,0) sind. Die Gesamtnote der Diplomprüfung errechnet sich aus dem Durchschnitt der einfach gewichteten Noten der beiden ersten Fachprüfungen sowie der jeweils doppelt gewichteten Noten der dritten Fachprüfung (§ 26 Abs.  2, 4, 5 und 6) und der Diplomarbeit (§ 29 Abs. 3 und 4). Für die Bildung der Gesamtnote gilt Absatz 2 entsprechend. 

(8)
Bei der Angabe der Fachnoten und der Gesamtnote im Zeugnis wird die erste Dezimale hinter dem Komma berücksichtigt. Bei überragenden Leistungen (Gesamtnote 1,0) kann das Gesamtprädikat „mit Auszeichnung bestanden“ erteilt werden. 
§ 11

Wiederholung von Prüfungen
(1)
Eine Fachprüfung, die nicht bestanden wurde oder die als nicht bestanden gilt, kann wiederholt werden. Fehlversuche an anderen Hochschulen sind anzurechnen. Die Wiederholung von Fachprüfungen ist nur innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf der Prüfungszeiträume des jeweiligen Abschnitts zulässig (§ 4 Abs. 1, 2 und 4). Diese Frist wird durch Beurlaubung oder Exmatrikulation nicht unterbrochen, soweit dafür nicht Gründe bestehen, die nicht vom Studenten zu vertreten sind. Der Termin der Wiederholungsprüfung ist vom Kandidaten mit dem Prüfer beziehungsweise den Prüfern abzustimmen und durch den Prüfungsausschuß zu bestätigen. Versäumt der Kandidat den Prüfungstermin oder tritt von der Prüfung zurück, gilt § 8 Abs. 1 und 2 entsprechend. 

(2)
Eine zweite Wiederholungsprüfung ist auf Antrag möglich. Der Antrag ist durch den Kandidaten innerhalb einer Frist von einem Monat nach Bekanntgabe der nicht ausreichenden Leistung an den Prüfungsausschuß zu stellen. Bei Überschreiten der Frist ist entsprechend § 4 Abs. 7 zu verfahren.

(3)
Eine zweite Wiederholungsprüfung kann nur im Ausnahmefall genehmigt werden und zwar nur dann, wenn mindestens die Hälfte der Fachprüfungen in einem Prüfungsabschnitt bestanden sind. Sie kann nur im Rahmen der Prüfungstermine des jeweils folgenden Semesters abgelegt werden.

(4)
Eine  mit  „nicht ausreichend“  (5,0)  bewertete Diplomarbeit (§ 29 Abs. 5) oder gegebenenfalls Bachelorarbeit (§ 23 Abs. 5) kann  nur  einmal  wiederholt werden.

§ 12

Freiversuch

(1)
Hat ein Kandidat nach ununterbrochenem Studium die einzelnen Fachprüfungen der Abschlußprüfung des Basisstudiums im jeweils vorgesehenen Prüfungsabschnitt (§ 4 Abs. 1 und 2, § 17 Abs. 1, § 20 Abs. 1) oder die einzelnen Fachprüfungen der Diplomprüfung im jeweils vorgesehenen Prüfungsabschnitt (§ 4 Abs. 4, § 26 Abs. 2, 4, 5 und 6) erstmals abgelegt, so gilt die Abschlußprüfung des Basisstudiums oder die Diplomprüfung in den Fachprüfungen, in denen sie nicht bestanden wurde, als nicht unternommen (Freiversuch). Satz 1 gilt nicht, wenn die Prüfung wegen Täuschung oder wegen eines sonstigen ordnungswidrigen Verhaltens für nicht bestanden erklärt wurde.

(2)
 Der Kandidat hat dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses schriftlich mitzuteilen, daß er von dem Freiversuch gemäß Absatz 1 Satz 1 Gebrauch machen will. Die Erklärung ist gemeinsam mit dem  Antrag  auf Zulassung  zu den Fachprüfungen  des ersten Abschnitts  des Basisstudiums (§ 18 Abs. 2 Ziff. 3) beziehungsweise zu den Fachprüfungen des ersten Abschnitts des Schwerpunktstudiums (§ 27 Abs. 4 Ziff. 2) beim Vorsitzenden des Prüfungsausschusses einzureichen.  

(3)
Eine im Rahmen des Freiversuchs nicht bestandene Fachprüfung ist innerhalb der in § 11 Abs. 1 geregelten Fristen abzulegen. Ein zweiter Freiversuch bei der Abschlußprüfung des Basisstudiums oder bei der Diplomprüfung ist ausgeschlossen.

(4)
Jeweils eine der im Freiversuch bestandenen Fachprüfungen der Abschlußprüfung des Basisstudiums beziehungsweise eine der Fachprüfungen des ersten Abschnitts der Diplomprüfung kann einmal zur Notenverbesserung zum jeweils nächsten Prüfungsabschnitt wiederholt werden. Wird eine Notenverbesserung nicht erreicht, bleibt die im ersten Prüfungsversuch erzielte Note gültig.  

(5)
Ein Studium gilt für die Dauer einer Beurlaubung oder für die Dauer des Mutterschaftsurlaubs und eines Erziehungsurlaubs gemäß § 65 Abs. 3 Landeshochschulgesetz als nicht unterbrochen im Sinne von Absatz 1. Das gleiche gilt für Zeiten einer Tätigkeit in der Selbstverwaltung der Universität oder in den Organen der Studentenschaft, soweit sie den Kandidaten nachhaltig an einem ordnungsgemäßen Studium gehindert hat. Die Entscheidung nach Satz 2 trifft der Prüfungsausschuß, der im Einzelfall grundsätzlich bis zu zwei Semester berücksichtigen kann.

§ 13

Nicht bestandene und endgültig nicht bestandene Prüfungen

(1)
Ist eine der Fachprüfungen oder sind die Fachprüfungen eines Prüfungsabschnitts nicht bestanden beziehungsweise gelten als nicht bestanden, so erteilt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses dem Kandidaten hierüber einen schriftlichen Bescheid, der Aussagen darüber enthält, ob und gegebenenfalls in welchem Umfang und innerhalb welcher Frist die Fachprüfung oder Fachprüfungen wiederholt werden können.

(2)
Ist eine Fachprüfung beziehungsweise die Diplomvorprüfung beziehungsweise die Abschlußprüfung des Basisstudiums beziehungsweise die Diplomprüfung endgültig nicht bestanden oder gilt als endgültig nicht bestanden, erteilt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses dem Kandidaten hierüber einen schriftlichen Bescheid, der mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen ist. Auf Antrag und gegen Vorlage der entsprechenden Nachweise sowie der Exmatrikulationsbescheinigung wird dem Kandidaten eine Bescheinigung ausgestellt, aus der sich das endgültige Nichtbestehen der Prüfung, die erbrachten Prüfungsleistungen und deren Noten sowie die noch fehlenden Prüfungsleistungen ergeben.  

(3)
Verläßt ein Student die Universität, ohne das Studienziel  erreicht zu haben, oder wechselt er den Studiengang, so ist ihm auf Antrag eine Bescheinigung über alle erbrachten  Prüfungs- und Studienleistungen auszustellen.

§ 14
Sonderregelungen 
(1)
Macht der Kandidat durch ein ärztliches Zeugnis glaubhaft, daß er wegen länger andauernder oder ständiger Behinderung oder chronischer Erkrankung nicht in der Lage ist, Prüfungsleistungen ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form zu erbringen, hat der Vorsitzende des Prüfungsausschusses zu gestatten, daß Prüfungsleistungen innerhalb einer verlängerten Bearbeitungszeit oder gleichwertige Prüfungsleistungen in einer anderen Form erbracht werden. Entsprechendes gilt für Studien- und Prüfungsvorleistungen.

(2)
Entscheidungen gemäß Absatz 1 werden nur auf Antrag hin getroffen. Bei Prüfungen ist der Antrag der Meldung zur Prüfung beizufügen.

§ 15
Einsicht in Prüfungsakten

(1)
Nach Abschluß eines Prüfungsverfahrens ist dem Kandidaten auf Antrag Einsicht in die ihn betreffenden Prüfungsprotokolle und Gutachten zu gewähren.

(2)
Der Antrag ist innerhalb eines Jahres nach Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses beim Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu stellen. War es dem Kandidaten ohne eigenes Ver-schulden nicht möglich, diese Frist einzuhalten, ist ihm auf Antrag Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu gewähren. Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme.

§ 16

Ungültigkeit von Prüfungen
(1)
Hat der Kandidat bei einer Prüfungsleistung beziehungsweise Fachprüfung getäuscht und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so kann der Prüfungsausschuß nachträglich die Note für die Prüfungsleistung beziehungsweise Fachprüfung, bei deren Erbringung der Kandidat getäuscht hat, entsprechend § 8 Absatz 4 berichtigen und gegebenenfalls die Diplomvorprüfung oder die Abschlußprüfung des Basisstudiums oder den  Bachelorabschluß oder die Diplomprüfung ganz oder teilweise für nicht bestanden erklären.

(2)
Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Fachprüfung nicht erfüllt, ohne daß der Kandidat hierüber täuschen wollte und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so wird der Mangel durch das Bestehen der Fachprüfung behoben. Hat der Kandidat die Zulassung vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, so entscheidet der Prüfungsausschuß unter Beachtung der gesetzlichen Bestimmungen über die Rücknahme rechtswidriger Verwaltungsakte. 

(3)
Dem Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

(4)
Das unrichtige Zeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls durch ein neues zu ersetzen. Mit dem unrichtigen Zeugnis ist gegebenenfalls auch die Diplomurkunde beziehungsweise die Bachelorurkunde einzuziehen, wenn die Diplomprüfung oder der Bachelorabschluß aufgrund der Täuschung für nicht bestanden erklärt wurde. Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren ab Datum des Prüfungszeugnisses ausgeschlossen. 

II. Diplomvorprüfung 
§ 17

Art und Umfang der Prüfung

(1) Die Diplomvorprüfung besteht aus vier Fachprüfungen.

Die Fachprüfungen des ersten Prüfungsabschnitts sind:

· Physik,

· Anorganische und Analytische Chemie.

Die Fachprüfungen des zweiten Prüfungsabschnitts sind:

· Organische Chemie,

· Physikalische Chemie.

(2)
Die Fachprüfungen der Diplomvorprüfung werden in den unter § 4 Abs. 1 und 5 festgelegten Zeiträumen durchgeführt.

(3)
Gegenstand der Fachprüfungen sind die Stoffgebiete, die den Prüfungsfächern nach Maßgabe der Studienordnung zugeordnet sind. 

(4)
Die Prüfungsanforderungen orientieren sich an dem Inhalt der Lehrveranstaltungen, die aufgrund der Studienordnung für das betreffende Prüfungsfach angeboten werden.

(5)
Die Fachprüfungen werden mündlich abgenommen. Die Prüfungszeit für die Fachprüfungen soll jeweils etwa 45 Minuten betragen. 

§ 18

Zulassung
(1)
Voraussetzungen für die Zulassung zur Diplomvorprüfung beziehungsweise zu ihren Fachprüfungen sind:

1. die allgemeine Hochschulreife oder die einschlägige fachgebundene Hochschulreife oder ein durch Rechtsvorschrift oder von der zuständigen staatlichen Stelle als gleichwertig anerkanntes Zeugnis;

2. Nachweise gemäß der Studienordnung des Diplomstudiengangs Chemie an der Universität Rostock über die Prüfungsvorleistungen, die im  Ergebnis studienbegleitender Leistungskontrollen des modular aufgebauten Studiengangs erbracht werden, wobei im Grundstudium mindestens 120 Punkte gemäß European Credit Point Transfer System (ECTS) zu erreichen sind, oder Nachweise über nach § 7 anerkannte, gleichwertige Studienleistungen und Prüfungsvorleistungen; 

3. der Nachweis über die Teilnahme an einer eintägigen Exkursion.

(2)
Dem Antrag auf Zulassung zu den Fachprüfungen der Diplomvorprüfung (Meldung) sind beizufügen:

1. Nachweise über das Vorliegen der in Absatz 1 genannten Zulassungsvoraussetzungen;

2. eine Erklärung darüber, ob der Kandidat bereits eine Fachprüfung oder eine Diplom-vorprüfung oder eine Abschlußprüfung des Basisstudiums oder eine Diplomprüfung in einem Diplomstudiengang Chemie oder gegebenenfalls entsprechende Prüfungen in einem Modellstudiengang Chemie an einer wissenschaftlichen Hochschule im Geltungsbereich des Grundgesetzes endgültig nicht bestanden hat, ob er sich in einem schwebenden Prüfungsverfahren befindet oder ob er unter Verlust des Prüfungsanspruchs exmatrikuliert worden ist;

3. im Falle der Meldung zum ersten Prüfungsabschnitt eine Erklärung darüber, ob der Kandidat von der Freiversuchsregelung gemäß § 12 Gebrauch machen will. 

(3)
Die Zulassung zu den Fachprüfungen der Diplomvorprüfung darf nur abgelehnt werden, wenn

1. der Kandidat die nach Absatz 1 vorgeschriebenen Zulassungsvoraussetzungen nicht erfüllt oder

2. die nach Absatz 2 geforderten Unterlagen unvollständig sind oder

3. der Kandidat eine Fachprüfung oder eine Diplomvorprüfung oder eine Abschlußprüfung des Basisstudiums oder eine Diplomprüfung in einem Diplomstudiengang Chemie oder gegebenenfalls entsprechende Prüfungen in einem Modellstudiengang Chemie an einer anderen Hochschule im Geltungsbereich des Grundgesetzes endgültig nicht bestanden hat oder 

4. der Kandidat seinen Prüfungsanspruch durch Überschreiten der Fristen für die Meldung zur jeweiligen Prüfung oder für deren Ablegung verloren hat.

(4)
Über die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuß spätestens vier Wochen vor Prü-fungsbeginn. Ein Bescheid erfolgt nur, wenn die Zulassung zu versagen ist. Der Prüfungsausschuß kann die Nachreichung von Unterlagen gestatten, wenn ihre Beibringung in der gesetzten Frist unmöglich ist. Ist ein Kandidat ohne sein Verschulden nicht in der Lage, die erforderlichen Unterlagen in der vorgeschriebenen Weise zu erbringen, so kann der Prüfungsausschuß gestatten, die Nachweise in anderer Art zu führen

§ 19

Zeugnis
(1)
Über die bestandene Diplomvorprüfung (§ 10 Abs. 4 Satz 1) ist ein  Zeugnis auszustellen. Hierbei soll eine Frist von vier Wochen nach Abschluß der letzten Fachprüfung nicht überschritten werden.  

(2)
Das Zeugnis enthält die Noten der Fachprüfungen (§ 17 Abs. 1) und die Gesamtnote (§ 10 Abs. 4 Satz 2). Das Zeugnis wird vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterschrieben. Es kann die Namen der Prüfer enthalten. Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die letzte Prüfungsleistung erbracht worden ist. 

III. Abschlußprüfung des Basisstudiums 
§ 20

Art und Umfang der Prüfung

(1) Die Abschlußprüfung des Basisstudiums besteht aus den vier Fachprüfungen der Diplomvorprüfung gemäß § 17 Abs. 1 sowie zwei weiteren Fachprüfungen, die von dem Kandidaten aus folgenden drei Fachgebieten ausgewählt werden können:

· Biochemie, 

· Theoretische Chemie und Grundlagen der Spektroskopie,

· Technische Chemie und Instrumentelle Analytik.

(2)
Falls mit dem abgeschlossenen Basisstudium ein Bachelorabschluß gemäß § 2 Abs. 3 oder eine Äquivalenz zum „Bachelor of Science“ gemäß § 25 angestrebt wird, ist eine Bachelorarbeit (§ 22 und § 23) anzufertigen.

(3)
Die Fachprüfungen des dritten Abschnitts der Abschlußprüfung des Basisstudiums  werden in dem unter § 4 Abs. 2 und 5 festgelegten Zeitraum durchgeführt.

(4) § 17 Abs. 3, 4 und 5 gilt entsprechend. 

(5) Die bestandene Abschlußprüfung des Basisstudiums ist unverzichtbare Voraussetzung für die Zulassung zu allen Praktika des Schwerpunktstudiums.

§ 21

Zulassung

(1)
Voraussetzungen für die Zulassung zur Abschlußprüfung des Basisstudiums, ergänzend zu den Voraussetzungen gemäß § 18 Abs. 1,  sind:

1. ein ordnungsgemäßes Chemiestudium gemäß der Studienordnung, davon mindestens das letzte  Semester im  Diplomstudiengang  Chemie  an der Universität Rostock;


2. Nachweise gemäß der Studienordnung des Diplomstudiengangs Chemie an der Universität Rostock über die Prüfungsvorleistungen, die im  Ergebnis studienbegleitender Leistungskontrollen des modular aufgebauten Studiengangs erbracht werden, wobei im Basisstudium insgesamt 180 Punkte gemäß European Credit Point Transfer System (ECTS) zu erreichen sind, oder Nachweise über nach § 7 anerkannte, gleichwertige Studienleistungen und Prüfungsvorleistungen; 

(2) Voraussetzungen für die Zulassung zur Bachelorarbeit sind:

1. das Bestehen der Fachprüfungen der Diplomvorprüfung.

2. Nachweise gemäß der Studienordnung des Diplomstudiengangs Chemie an der Universität Rostock über die Prüfungsvorleistungen, die im Ergebnis studienbegleitender Leistungskontrollen des modular aufgebauten Studiengangs erbracht werden, wobei bis zum Ende der Lehrveranstaltungen des fünften Semesters insgesamt 150 Punkte gemäß European Credit Point Transfer System (ECTS) zu erreichen sind, oder Nachweise über nach § 7 anerkannte, gleichwertige Studienleistungen und Prüfungsvorleistungen; 

(3)
Dem Antrag auf Zulassung zu den Fachprüfungen der Abschlußprüfung des Basisstudiums und gegebenenfalls zur Anfertigung der Bachelorarbeit (Meldung) sind beizufügen:

1. Nachweise über das Vorliegen der in Absatz 1 beziehungsweise Absatz 2 genannten Zulassungsvoraussetzungen;

2. die Erklärung gemäß § 18 Abs. 2 Ziff. 2. 

(4)
Die Zulassung zur Abschlußprüfung des Basisstudiums und gegebenenfalls zur Anfertigung der Bachelorarbeit darf nur abgelehnt werden, wenn

1. der Kandidat die nach Absatz 1 beziehungsweise Absatz 2 vorgeschriebenen Zulassungsvoraussetzungen nicht erfüllt oder

2. die nach Absatz 3 geforderten Unterlagen unvollständig sind oder

3. die entsprechenden Bedingungen gemäß § 18 Abs. 3 Ziff. 3 und 4 gegeben sind. 

(5)
§ 18 Abs. 4 gilt entsprechend. 

§ 22

Bachelorarbeit
(1)  
Die Bachelorarbeit soll zeigen, daß der Kandidat in der Lage ist, ein Problem seines Fachs innerhalb einer vorgegebenen Frist selbständig unter Anleitung nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten und die Ergebnisse verständlich darzustellen.

(2)
Das  Thema der  Bachelorarbeit  kann  von  jedem   Professor,   Hochschuldozenten, Privatdozenten oder einem anderen nach § 14 Abs. 4 Landeshochschulgesetz Prüfungsberechtigten des Fachbereichs Chemie ausgegeben werden. 

(3)
Der  Kandidat muß spätestens bis zum Abschluß der Lehrveranstaltungen des fünften Semesters und nach Erfüllen der Zulassungsbedingungen §  21 Abs. 2  ein Thema für die Bachelorarbeit erhalten. Die Bearbeitungsfrist beginnt mit Erfüllen der Zulassungsbedingung § 21 Abs. 2 Ziff. 2 und ist durch den Betreuer der Bachelorarbeit zu kontrollieren. 

(4)
Das  Thema und der Beginn der Bearbeitungsfrist der Bachelorarbeit sind durch schriftliche  Mitteilung des zuständigen Betreuers an den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses aktenkundig zu machen.

(5)
Dem  Kandidaten ist in allen  Fällen  Gelegenheit zu geben,  Vorschläge für das  Thema und den Betreuer seiner Bachelorarbeit zu unterbreiten.

(6)
Die  effektive Bearbeitungszeit  der  Bachelorarbeit  darf  zwei Monate nicht überschreiten. Thema und Aufgabenstellung der Bachelorarbeit müssen so lauten, daß diese Frist eingehalten werden kann. Im Einzelfall kann auf begründeten Antrag der Prüfungsausschuß die Bearbeitungszeit ausnahmsweise um höchstens einen Monat verlängern. 

(7)
Das Thema der Bachelorarbeit kann nur einmal und nur innerhalb der ersten beiden Wochen zurückgegeben werden.

§ 23

Annahme und Bewertung der Bachelorarbeit
(1)  
Die  Bachelorarbeit ist fristgemäß in dreifacher  Ausfertigung beim  Prüfungsausschuß einzureichen. Der Zeitpunkt der Abgabe ist aktenkundig zu machen. Nicht fristgemäß eingereichte Arbeiten werden mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet.

(2)  
Bei der Abgabe der  Bachelorarbeit hat der Kandidat schriftlich zu versichern, daß er die Arbeit selbständig verfaßt und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt hat.

(3)  
Die Bachelorarbeit wird von zwei Prüfern bewertet, die vom  Vorsitzenden des Prüfungsausschusses  bestellt  werden. Erstprüfer ist  der  Prüfungsberechtigte, der  gemäß § 22 Abs. 2 das Thema der Arbeit ausgegeben hat. Die Prüfungsleistung gilt als erbracht, wenn beide Prüfer die Arbeit mindestens mit „ausreichend“ (bis einschließlich 4,0) bewerten. Unterscheiden sich die Bewertungen der beiden Prüfer um mindestens zwei in der Notenskala und ist eine Bewertung „nicht ausreichend“ (5,0), so ist ein Professor des Fachbereichs Chemie als weiterer Prüfer zu bestellen. Die Gutachten sind in der Regel innerhalb von 14 Tagen vorzulegen.

(4)  
Die Note der Bachelorarbeit ergibt sich aus dem Durchschnitt der von den Prüfern gegebenen Einzelnoten (§ 10 Abs. 2).

(5)  
Wird die  Bachelorarbeit  mit  „nicht ausreichend“ (5,0)  bewertet, so ist auf  Antrag eine einmalige Wiederholung mit einem neuen Thema möglich. Der Antrag ist innerhalb von vier Wochen zu stellen. Die Wiederholung ist innerhalb von sechs Monaten zu beginnen.

§ 24

Zeugnis und optionale Bachelorurkunde
(1)
Über die bestandene  Abschlußprüfung des Basisstudiums (§ 10 Abs. 5 Satz 1) ist ein  Zeugnis auszustellen. Hierbei soll eine Frist von vier Wochen nach Abschluß der letzten Prüfungsleistung nicht überschritten werden.  

(2)
Das Zeugnis enthält die Noten der Fachprüfungen (§ 20 Abs. 1) und die Gesamtnote (§ 10 Abs. 5 Satz 2) sowie gegebenenfalls gemäß § 20 Abs. 2 das Thema und die Note der Bachelorarbeit (§ 10 Abs. 6). Das Zeugnis wird vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses und im Fall von Absatz 4 vom Dekan der Mathematisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät  unterschrieben. Es kann die Namen der Prüfer enthalten. Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die letzte Prüfungsleistung erbracht worden ist. 

(3)
In einem Beiblatt zum Zeugnis (diploma supplement) werden die absolvierten Module des Studiengangs, die nach dem European Credit Point Transfer System (ECTS) erreichten Punkte und die Noten der  Prüfungsvorleistungen ausgewiesen. 

(4)
Die Verleihung des akademischen Grades „Bachelor of Science“ gemäß § 2 Abs. 3 wird durch eine Urkunde belegt. Die Urkunde wird vom Dekan der Mathematisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät und vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterzeichnet und mit dem Siegel der Fakultät versehen. Die Urkunde trägt das Datum des Zeugnisses. 

§ 25

Äquivalenz zum Bachelorgrad

Ist die Abschlußprüfung des Basisstudiums bestanden (§ 10 Abs. 5 Satz 1) und liegt eine positiv bewertete Bachelorarbeit vor ( § 10 Abs. 6), wird, wenn das Diplomstudium fortgesetzt werden soll, auf Antrag bescheinigt, daß die erbrachten Prüfungsleistungen gleichwertig zu den Anforderungen sind, die an den akademischen Grad „Bachelor of Science“ gestellt werden.  

IV. Diplomprüfung
§ 26
Art und Umfang der Prüfung
(1)
Im Schwerpunktstudium des Diplomstudiengangs Chemie kann der Student eine der folgenden  fünf Richtungen wählen:

· Anorganische Chemie,

· Organische Chemie,

· Physikalische Chemie,

· Umweltchemie,

· Katalyse.

(2)
Im Rahmen der gewählten Schwerpunktrichtung besteht die Diplomprüfung aus drei Fachprüfungen und der Diplomarbeit mit der Verteidigung. 

(3)  
Die  Fachprüfungen  werden in den in   § 4 Abs. 4 und 5  festgelegten Zeiträumen durch-geführt.  

(4)
Gegenstand  der  Fachprüfungen  sind die  Stoffgebiete, die der jeweils gewählten Schwerpunktrichtung nach  Maßgabe der Studienordnung zugeordnet sind. 

(5)
Die Anforderungen der beiden Fachprüfungen des ersten Prüfungsabschnitts orientieren sich am Inhalt von Lehrveranstaltungen im Umfang von jeweils vier Semesterwochenstunden, die aufgrund der Studienordnung im siebenten und achten Semester für die gewählte Schwerpunktrichtung angeboten werden. Diesen Prüfungskomplexen sind jeweils Stoffgebiete allgemeineren Charakters zugeordnet (siehe Anhang 1).

(6)
Die Anforderungen der Fachprüfung des zweiten Prüfungsabschnitts orientieren sich am Inhalt von Lehrveranstaltungen im Umfang von acht Semesterwochenstunden, die aufgrund der Studienordnung im siebenten bis neunten Semester angeboten und vom Kandidaten aus für die betreffende Schwerpunktrichtung prüfungsrelevanten Lehrveranstaltungen im Umfang von 16 Semesterwochenstunden ausgewählt werden (siehe Anhang 2).
(7)
 Die Fachprüfungen werden mündlich abgenommen. Die Prüfungszeit für die beiden Fachprüfungen des ersten Abschnitts soll jeweils etwa 45 Minuten betragen, die für die Fachprüfung des zweiten Abschnitts etwa 60 Minuten.   

§ 27

Zulassung

(1)
Voraussetzungen  für die  Zulassung  zur  Diplomprüfung  beziehungsweise zu ihren  Fachprüfungen und  der Diplomarbeit sind:

1. die allgemeine Hochschulreife oder die einschlägige fachgebundene Hochschulreife oder ein durch Rechtsvorschrift oder von der zuständigen staatlichen Stelle als gleichwertig anerkanntes Zeugnis;

2. ein ordnungsgemäßes Chemiestudium gemäß der Studienordnung, davon mindestens das letzte Semester im Diplomstudiengang Chemie  an der Universität Rostock;

3. die bestandene Abschlußprüfung des Basisstudiums im Diplomstudiengang Chemie an der Universität Rostock oder eine andere als gleichwertig anerkannte Prüfung (§ 7 Abs. 5);

4. Nachweise gemäß der Studienordnung des Diplomstudiengangs Chemie an der Universität Rostock über die Prüfungsvorleistungen, die im Ergebnis studienbegleitender Leistungskontrollen des modular aufgebauten Studiengangs erbracht werden, wobei im Schwerpunktstudium bis zum Ende des achten Semesters 50 Punkte und insgesamt 60 Punkte gemäß European Credit Point Transfer System (ECTS) zu erreichen sind, oder Nachweise über nach § 7 anerkannte, gleichwerige Studienleistungen und Prüfungsvorleistungen; 

5. der Nachweis über die Teilnahme an einer mehrtägigen Exkursion.

(2)
Voraussetzung für die Zulassung zur Diplomarbeit ist das Bestehen der beiden Fach-prüfungen des ersten Abschnitts der Diplomprüfung.

(3)
Voraussetzung für die Zulassung zur Fachprüfung des zweiten Prüfungsabschnitts ist die erfolgreiche Verteidigung der Diplomarbeit.

(4) 
Dem Antrag auf Zulassung zur Diplomprüfung (Meldung) sind beizufügen:

1. Nachweise über das Vorliegen der in Absatz 1 genannten Zulassungsvoraussetzungen;

2. die Erklärungen gemäß § 18 Abs. 2 Ziff. 2 und 3.

(5)
Die Zulassung zur Diplomprüfung darf nur abgelehnt werden, wenn

1. der Kandidat die nach Absatz 1 geforderten Zulassungsvoraussetzungen nicht erfüllt oder

2. die in Absatz 4 geforderten Unterlagen unvollständig sind oder

3. der Kandidat die Diplomprüfung in einem Diplomstudiengang Chemie beziehungsweise die Masterprüfung in einem Modellstudiengang Chemie (Bachelor/Master) an einer anderen Hochschule im Geltungsbereich des Grundgesetzes endgültig nicht bestanden hat oder

4. der Kandidat seinen Prüfungsanspruch durch Überschreiten der Fristen für die Meldung zur Diplomprüfung oder für deren Ablegung verloren hat. 

(6)
§ 18 Abs. 4 gilt entsprechend.  

§ 28

Diplomarbeit
(1)
Die Diplomarbeit soll zeigen, daß der Kandidat in der Lage ist, ein Problem seines Fachs innerhalb einer vorgegebenen Frist selbständig unter Anleitung nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten und die Ergebnisse verständlich darzustellen.

(2)
Das  Thema der  Diplomarbeit  kann  von  jedem   Professor,   Hochschuldozenten, Privatdozenten oder einem anderen nach § 14 Abs. 4 Landeshochschulgesetz Prüfungsberechtigten des Fachbereichs Chemie ausgegeben werden. Mit Genehmigung des Prüfungsausschusses kann das Thema in  Ausnahmefällen  auch von einem  Professor  ausgegeben werden,  der nicht  Mitglied des Fachbereichs ist.

(3)
Der  Kandidat muß innerhalb von vier Wochen nach Erfüllen der Zulassungsbedingung §  27 Abs. 2  ein Thema für die Diplomarbeit erhalten. Mit Ausgabe des Themas beginnt die Bearbeitungsfrist.

(4)
Der Zeitpunkt der  Themenvergabe sowie das  Thema sind durch schriftliche  Mitteilung des zuständigen Betreuers der Diplomarbeit an den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses aktenkundig zu machen.

(5)  
Soll  die  Diplomarbeit  in einer  Einrichtung  außerhalb der  Universität  angefertigt werden, bedarf es hierzu der Zustimmung des Prüfungsausschusses. Dieser hat das Einverständnis des Betreuers und eine Erklärung darüber einzuholen, daß eine ordnungsgemäße Betreuung der Arbeit gewährleistet ist.

(6)
Dem  Kandidaten ist in allen  Fällen  Gelegenheit zu geben,  Vorschläge für das  Thema und den Betreuer seiner Diplomarbeit zu unterbreiten.

(7)
Die  Bearbeitungszeit  der  Diplomarbeit  darf einschließlich einer  Einarbeitungszeit,  die die Anlaufschwierigkeiten bei experimentellen Arbeiten berücksichtigt, neun Monate nicht über-schreiten. Thema und Aufgabenstellung der Diplomarbeit müssen so lauten, daß diese Frist eingehalten werden kann. Im Einzelfall kann auf begründeten Antrag der Prüfungsausschuß die Bearbeitungszeit ausnahmsweise um höchstens drei Monate verlängern. 

(8)
Das Thema der Diplomarbeit kann nur einmal und nur innerhalb der ersten drei Monate zurückgegeben werden.

§ 29

Annahme und Bewertung der Diplomarbeit
(1)
Die  Diplomarbeit ist  fristgemäß in dreifacher  Ausfertigung beim  Prüfungsausschuß einzureichen. Der Zeitpunkt der Abgabe ist aktenkundig zu machen. Nicht fristgemäß eingereichte Arbeiten werden mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet.

(2)
Bei der Abgabe der  Diplomarbeit hat der Kandidat schriftlich zu versichern, daß er die Arbeit selbständig verfaßt und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt hat.

(3)
Die Diplomarbeit wird von zwei Prüfern bewertet, die vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses  bestellt  werden. Erstprüfer ist  der  Prüfungsberechtigte, der  gemäß § 28 Abs. 2 das Thema der Arbeit ausgegeben hat. Die Prüfungsleistung gilt als erbracht, wenn beide Prüfer die Arbeit mindestens mit „ausreichend“ (bis einschließlich 4,0) bewerten. Unterscheiden sich die Bewertungen der beiden Prüfer um mindestens zwei in der Notenskala und ist eine Bewertung „nicht ausreichend“ (5,0), so ist ein Professor des Fachbereichs Chemie als weiterer Prüfer zu bestellen. Die Gutachten sind in der Regel innerhalb von 14 Tagen vorzulegen.

(4)
Die Note der Diplomarbeit ergibt sich aus dem Durchschnitt der von den Prüfern gegebenen Einzelnoten (§ 10 Abs. 2).

(5)
Wird die  Diplomarbeit  mit  „nicht ausreichend“ (5,0)  bewertet, so ist auf  Antrag eine einmalige Wiederholung mit einem neuen Thema möglich. Der Antrag ist innerhalb von vier Wochen zu stellen. Die Wiederholung ist innerhalb von sechs Monaten zu beginnen.

(6)  
Bestandteil des Diplomverfahrens ist eine Verteidigung der Ergebnisse der Diplomarbeit, zu der als Zuhörer die Öffentlichkeit zugelassen ist. Die Verteidigung umfaßt einen Vortrag von 20 Minuten Dauer mit anschließender Diskussion von etwa zehn Minuten Dauer. Die Verteidigung muß innerhalb von vier Wochen nach Einreichen der Diplomarbeit erfolgen. 

(7)  
Liegen zwei positive  Gutachten vor, so wird  der  Termin für die Verteidigung der Diplomarbeit durch den Prüfungsausschuß festgelegt und durch ortsüblichen Aushang bekannt gegeben.

(8)  
Der  Kandidat hat das Recht, am Tag vor der Verteidigung Einsicht in die Gutachten zu nehmen. 

(9)
Zur Abnahme der Verteidigung wird eine Kommission aus mindestens drei Prüfern, unter ihnen wenigstens ein Gutachter der Diplomarbeit, gebildet. Die Kommission entscheidet über die Anerkennung bzw. Nichtanerkennung der Verteidigungsleistung. Die Verteidigungsleistung wird nicht anerkannt, wenn sie nach den in § 10 Abs. 1 festgelegten Bewertungskriterien mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet wird. Wird die Verteidigung nicht anerkannt, kann sie einmal wiederholt werden. Die Wiederholung muß spätestens sechs Wochen nach der nicht anerkannten Verteidigung erfolgen. § 4 Abs. 7 Satz 2 und § 8 Abs. 2 gelten entsprechend. Wird diese Frist nicht eingehalten oder die Wiederholung der Verteidigung erneut nicht anerkannt, so muß die Diplomarbeit entsprechend Absatz 5 wiederholt werden.   

(10)  
Die wesentlichen  Gegenstände und das  Ergebnis der  Verteidigung sind in einem Protokoll festzuhalten, das von den Mitgliedern der Prüfungskommission zu unterschreiben ist. 

(11)  
Die  Beratung  und  Bekanntgabe der  Anerkennung  oder  Nichtanerkennung der  Verteidigungsleistung erfolgt im Anschluß an die Verteidigung.

§ 30

Zusatzfächer
(1)  
Der Kandidat kann sich in weiteren Fächern (Zusatzfächer) als in den für die Diplomprüfung gemäß § 26 Abs. 1, 2, 5 und 6 vorgeschriebenen Fachprüfungen prüfen lassen.

(2)  
Die  Zulassung zur Prüfung in Zusatzfächern ist beim Prüfungsausschuß zu beantragen. Der Prüfungsausschuß setzt  dem Kandidaten eine angemessene Frist, die in der Regel mit dem Abschluß der Diplomprüfung endet.

(3)  
Das Ergebnis der  Prüfung in diesen Fächern wird auf Antrag des Kandidaten in das Zeugnis aufgenommen, jedoch bei der Ermittlung der Gesamtnote nicht einbezogen.

§ 31

Zeugnis und Diplomurkunde
(1)  
Über  die   bestandene   Diplomprüfung   (§ 10 Abs. 7 Satz 1)   sind  ein   Zeugnis  und  eine Diplomurkunde auszustellen. Hierbei soll eine Frist von vier Wochen nach Bestehen der letzten Fachprüfung nicht überschritten werden.

(2)  
Das  Diplomzeugnis  enthält die vom  Kandidaten gewählte  Schwerpunktrichtung,  die  Bezeichnungen und Noten der drei Fachprüfungen gemäß § 26 Abs. 1, 2, 5 und 6, das Thema und die  Note der  Diplomarbeit, die Gesamtnote der  Diplomprüfung  (§ 10 Abs. 7 Satz 2) und gegebenenfalls die Noten für die Zusatzfächer. Das Zeugnis wird vom Dekan der Mathematisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät und vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterschrieben. Es kann die Namen der Prüfer enthalten. Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die letzte Prüfungsleistung erbracht worden ist. 

(3)  
In einem Beiblatt zum Zeugnis (diploma supplement) werden die absolvierten Module des Studiengangs, die nach dem European Credit Point Transfer System (ECTS) erreichten Punkte und die Noten der Prüfungsvorleistungen ausgewiesen.

(4)
Die Diplomurkunde belegt die Verleihung des  akademischen  Grades  „Diplom-Chemikerin“ beziehungsweise „Diplom-Chemiker“. Die Urkunde wird vom Dekan der Mathematisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät und vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterzeichnet und mit dem Siegel der Fakultät versehen. Die Urkunde  trägt das Datum des Zeugnisses.

§ 32

Äquivalenz zum Mastergrad 
Ist die Diplomprüfung bestanden (§10 Abs. 7 Satz 1), wird auf Antrag bescheinigt, daß zwischen dem akademischen Grad „Master of Science“ und dem verliehenen Diplomgrad Gleichwertigkeit besteht.

V. Schlußbestimmungen

§ 33

Übergangsbestimmungen

(1)
Diese Prüfungsordnung gilt erstmals für alle Kandidaten, die im Wintersemester 1999/2000 für den Diplomstudiengang Chemie immatrikuliert worden sind.

(2)
Kandidaten, die vor dem Inkrafttreten dieser Prüfungsordnung immatrikuliert worden sind, unterliegen der zum Zeitpunkt ihrer Immatrikulation gültigen Prüfungsordnung für den bisherigen Diplomstudiengang Chemie. Für diese Kandidaten findet die Prüfungsordnung für den neuen Diplomstudiengang Chemie Anwendung, wenn dieses vom Kandidaten beantragt wird und der Prüfungsausschuß dem Antrag zustimmt. Der Antrag ist der Meldung auf Zulassung zur ersten betreffenden Fachprüfung beizufügen und unwiderruflich. Nach einer alten Prüfungsordnung erbrachte Prüfungs- und Studienleistungen werden anerkannt.

§ 34

Inkrafttreten
Diese Prüfungsordnung tritt am Tage nach der Veröffentlichung im Mitteilungsblatt des Kultus-ministeriums Mecklenburg-Vorpommern in Kraft.

Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Akademischen Senats der Universität Rostock vom .......................... sowie der Genehmigung des Kultusministeriums des Landes Mecklenburg-Vorpommern vom ....................... .

Rostock, den  ................................... 2001

Der Rektor

der Universität Rostock

Universitätsprofessor Dr. Günther Wildenhain
